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Anlage zur Satzung über die Festlegung der Grenze eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles 

Festsetzungen für die Ortsabrundungssatzung Hafnerstraße, 
Ortsteil Mößling - Ost durch Planzeichen 

1. Art der baulichen Nutzung 

WA allgemeines Wohngebiet 
max. 2 WE zulässig 

2. Maß der baulichen Nutzung 

GRZ 0.30 Grundflächenzahl 

GFZ 0.40 Geschossflächenzahl 

II Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze 

SD Satteldach 

DN Dachneigung 30 - 35 0 

3. Bauweise 

Einzelhäuser 

Grundstücksteilung 

Baugrenze 

◄-► Firstrichtung 



4. Sonstige Darstellungen 

GA 

> 

35.00 

0 

Grenze des räumlichen Geltungs¬ 
bereiches 

Flächen für Garagen 

Zufahrt 

Sichtdreiecke mit Maßeintragung: 
Innerhalb der Sichtdreiecke darf die Sicht 
ab 1.00 m über Straßenoberkante durch 
Bebauung, Bepflanzung und Lagerung 
nicht behindert werden. 

Bestehende Wohngebäude 

Bestehende Nebengebäude und Garagen 

Parzellennummer 

5. Pflanzaebot aem. §9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB und Pflanzen- 
erhaltunasaebot 

CCD Planfläche ist mit klein- und groß- 
kronigen Obstbäumen (mit Lage¬ 
festsetzung) als Streuobstwiese und 
mit Beerensträuchern zu bepflanzen 
und als Dauergrünpflanzung zur 
freien Landschaft zu erhalten. 

Hinsichtlich des Grenzabstandes der Bepflanzung wird 
auf Art. 47 ff AGBGB verwiesen. 



Anlage zur Satzung über die Festlegung der Grenze eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles 

Festsetzungen für die Ortsabrundungssatzung Hafnerstraße, 
Ortsteil Mößling - Ost durch Text 

1. Art der baulichen Nutzung 

1.1 Der Geltungsbereich wird als allgemeines Wohngebiet gemäß 
§ 4 BauNVO. 

2. Maß der baulichen Nutzung 

2.1. Grundfläche 
2.1.1 GRZ max. 0.3 

2.2 Geschoßfläche 
2.2.1 Geschoßfläche (§ 20, Abs. 3 u. 4 BauNVO) 

max. 0.4 

2.3 Vollaeschoß 
Max. 2 Vollgeschosse sind bei den neu zu errichtenden 
Gebäuden zulässig. 

3. Sonstige Festsetzungen 

3.1 Bauweise (§ 22 BauNVO ) 

3.1.1 Zulässig sind nur Einzelhäuser 



3.2 Dachflächen/Gestaltung 

3.2.1 Die Dachneigung darf min. 30 und max. 35 Grad betragen. 

3.2.2 Dachgauben sind nur als stehende Giebelgauben bei einer 
Dachneigung ab 35 Grad zulässig. 
Zwischen den Gauben muß ein Abstand von mind. 0.60 m 

sein. 
Pro Seite sind max. zwei Dachgauben zulässig. 
Dabei darf die Ansichtsfläche der stehenden Dachgaube 
2.0 m2 nicht überschreiten. 

3.2.3 Quergiebel und Zwerchhäuser sind unzulässig. 

3.2.4 Dachflächenfenster sind nur im untergeordnetem Maß 
bis max. 1.0 m2 zulässig. 

3.2.5 Dachflächenfenster neben Dachgauben, sowie Dach¬ 
einschnitte mit stehenden Fenstern sind unzulässig. 

3.2.6 Dachüberstände 
am Giebel max. 1.0 m 
an der Traufe max. 0.80 m 

3.2.8 Die Wandhöhe wird mit max. 4.75 m von 
gewachsenem Gelände bis Dachhaut festgelegt. 
(Art. 6 Abs. 3, Satz 2 BayBO) 

3.2.9 Als Dacheindeckung sind Dachsteine in ziegelrot zu. 
verwenden. Das Dach ist symetrisch auszuführen. 

3.2.10 Anbauten von Garagen und Freisitzen etc. sind 
durch Absetzen der Dachfläche vom Hauptge¬ 
bäude deutlich zu trennen. 



3.3. Gebäude / Gestaltung 

3.3.1 Der Grundriß des Hauptbaues muß die Form eines läng¬ 
lichen Rechtecks aufweisen. 
Seitenverhältnis mind. 7 : 5 

3.3.2 Die Oberkante des Erdgeschoßfertigfußbodens darf nicht 
mehr als 0.30 m über Geländeoberkante bzw. 
Oberkante Straße liegen. 

3.3.4 Materialien an den Außenwänden 
Fassaden als verputztes Mauerwerk, 
hell gestrichen 
sowie senkrechte Holzverkleidungen 

3.4 Zahl der Wohneinheiten (§ 9. Abs. 1 Nr 6f BauGB] 

3.4.1 Pro Wohngebäude sind max. 2 Wohneinheiten 
zulässig. 

3.5 Erschließunqsstraße 

3.5.1 Die Erschließung der Grundstücke erfolgt über die 
Merx bzw. über die Hafnerstraße. 

3.5.2 "Bei Archäologischen Bodenfunden besteht Hinweis¬ 
pflicht gemäß Art. 8 Bayer. Denkmalschutzgesetz" 0 



SATZUNG 

über die Festlegung 
der Grenze eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteiles 

a , ,linrt « 34 Abs 4 Nr. 1 und 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
Är F assung vom 8 12.86 (BGB,. , S. 2253, und Verbindung 
mit § 4 Abs. 2a BauGB-Maßnahmegesetz in der Fassung vom 
28 4 93 (BGBl. I S. 662) erläßt die Stadt Mühldorf m.t 
Genehmigung d. Landratsamtes Mühldorf/Inn vom 19.*, 

folgende Satzung: 

§1 

Die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles Mößling 
einer Teilfläche der Stadt Mühldorf/Inn, mit den Flurstuc 
nummern 356 Teilfläche, 357, 358 und 359 werden gemäß 
der im Laqeplan ersichtlichen Teilflachen festgelegt. 

Der Lageplan im Maßstab 1 :1000 und die Anlage mit den 
Festsetzungen sind Bestandteil der Satzung. 

§2 

Innerhalb der in §1 festgelegten Grenzen richtelt sichi d'e 
planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben (§29 BauG 
nach §34 BauGB in Verbindung mit §9 BauGB. 

Diese Satzung tritt gemäß 
Satz 3 und 4, § 12satz4 
machung in Kraft. 

§ 34 Abs. 5 Satz2, § 22 Abs. 
des BauGB mit der Bekannt- 
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Mühldorf, den 31.05.96 

C' . 

Knoblauch 
1. Bürgermeister 



BEGRÜNDUNG 

zur Ortsrandabrundungssatzung Hafnerstraße, 
der Stadt Mühldorf a. Inn 

Ortsteil Mößling 

1. Rahmenbedinqunqen 

1.1 Lage des Planunqsaebietes 

Das Planungsgebiet liegt im Norden der Stadt Mühldorf, am 
Schnittpunkt der Kreisstraße Mühldorf - Niederbergkirchen 
und der Mü 33. 

Der zu verplanende Bereich umfaßt die Flurnummern 
284/1T, 342/T, 354/T,357, 358, 359 sowie 356 
Teilfläche und beträgt ca. 0,35 ha. 

Das Baugebiet ist eben. 
Der Baugrund läßt keine Schwierigkeiten für die Fundierung 
erwarten. 

1.2 Aussage des Flächennutzunosolanes 

Das Gebiet ist im Flächennutzungsplan zum Teil als 
allgemeines Wohngebiet (WA) dargestellt. 

1.3 Erschließung 

Die Grundstücke werden über die Hafnerstraße 
erschlossen. 



1.4 Ver- und Entsorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt über das Leitungsnetz der 

Stadt Mühldorf. 
Die Parzellen 1,2 und 3 sind bereits angeschlossen; 
Parzelle 4 muß noch angeschlossen werden. 

Die Versorgung mit Strom erfolgt durch die SictJj wke DtbUori- 
Besondere Einrichtungen sind nicht erforderlich. 
Die Müllbeseitigung erfolgt durch den Landkreis. 

1.5 Altlasten 

Altlasten, die das Planungsgebiet betreffen, sind nicht bekannt. 

2. ?iel der Planung 

Der Stadtrat will mit dieser Satzung die Erhaltung des 
Ortsbildes sicherstellen. 

Der dargestellte Bereich ist im Flächennutzungsplan teilweise 
als allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen (§ 4 BauNVO) 
und ist zur Zeit im Aufstellungsverfahren. 

3. Städtebauliches Konzept 

3.1 Inhalt 

Mit dieser Satzung soll erreicht werden, daß die kleinteilige 
Struktur der vorhandenen Bebauung erhalten bleibt! 
Um unmaßstäbliche und damit das Gefüge störende Neu¬ 
bauten zu vermeiden wird die Zahl der Wohneinheiten 
pro Parzelle auf max. 2 festgesetzt. 

3.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung ist in der Satzung festgelegt. 



4. Realisierung 

Das Gebiet ist erschlossen. Die Bebauung (Parzelle 4) sollte 
in einem Zeitraum von 5-10 Jahren erfolgen. 

4.1 Erschließung 

Erschließungskosten fallen nicht an. 
Die zentralen Ver- und Entsorgungsleitungen sind bereits 

verlegt. 

Die Hausanschlußkosten werden die Erhebung der Wasser- und 
Kanalanschlußkosten der Neuanschließer gedeckt. 

# 5. Verfahren 

Diese Begründung wurde zusammen mit dem Entwurf der 
Ortasabrundungssatung gemäß §3 Abs. 2 BauGB 
vom_._. 1 995 in Mühldorf Rathaus Nebengebäude 
Hut erergasse 2/1 Zimmer 101 N ausgelegt. 

Mühldorf, den 31.05.96 

n< 
Knoblauch 

1. Bürgermeister 



Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Sg. 51-610-32/16-Di-Sb-Hei 

Mühldorf a. Inn, 04.07.1996 

Verfahrensvermerke 

Erlaß einer Ortsabrundungssatzung 

"Hafnerstraße" 

1. Der Entwurf der Ortsabrundungssatzung i.d.F. vom 05.12.95 
wurde mit Begründung vom 05.02.96 - 06.03.96 öffentlich 
ausgelegt. 

Mühldorf a. Inn, 05.02.96 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

vVt7Hv££ 
2. Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluß des Stadtrates 

vom 25.04.96 die Ortsabrundungssatzung i.d.F. vom 02.04.96 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.96 
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Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

-4-V- * -Ö-rP- 

3. Anzeigeverfahren: 

Dem Landratsamt Mühldorf a. Inn wurde die Ortsabrundungs¬ 
satzung am 09.05.96 angezeigt. Das Landratsamt Mühldorf a. 
Inn hat mit Schreiben vom 10.05.96 im Zuge der Rechtskon¬ 
trolle festgestellt, daß die Satzung formell und materiell 
nicht zu beanstanden ist. 





LANDRATSAMT MUHLDORF A. INN 

Töginger Straße 18 
84453 Mühldorf a. Inn 

Mühldorf a. Inn, 10.05.1996 
Landratsaml Mühldorf a. Inn 
Postfach 409, 84446 Mühldorf a. Inn 

Sachbearb.: Herr Heimerl 
Zimmer Nr.: 255 
Telefon : 08631/699-336 
Telefax : 08631/699-699 
Aktenz. : 61-610/2 

Sg. 35/4 st 
Besuchs- Mo.-Fr. 8.00-12.00 
Zeiten : Do. 14.00-16.00 

Stadt 
Mühldorf a. Inn 

84453 Mühldorf a. Inn 

Ihr Zeichen: 51-610-32/16-di-Sb-Hei 
Ihr Schreiben vom: 09.05.1996 

Erlaß einer Ortsabrundungssatzung "Hafnerstraße" Ortsteil Möß- 
ling der Stadt Mühldorf a. Inn 

Anlagen: 1 Satzung i.d.F. vom 02.04.1996 
1 Verfahrensakte 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid: 

Die am 25.04.1996 beschlossene Ortsabrundungssatzung (Planfas¬ 
sung vom 02.04.1996) für den Ortsteil Mößling verletzt keine 
Rechtsvorschriften. 

Gründe: 

Die Satzung unterliegt keiner Genehmigungspflicht, sondern der 
Regelung des § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 3 BauGB 
(Anzeigeverfahren). Das Anzeigeverfahren beschränkt sich auf 
eine Rechtskontrolle (§ 11 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 6 Abs. 2 und 3 
BauGB). Zuständig ist das Landratsamt Mühldorf a. Inn (§ 34 Abs. 
5 BauGB, § 203 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 5 ZustVBau). 

Die Rechtskontrolle ergab, daß die Satzung nicht zu beanstanden 
ist. Es sind weder verfahrensrechtliche noch materiell-rechtli¬ 
chen Planungsfehler begangen worden. 
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Die Verfahrensvermerke sind noch anzubringen. 

Danach kann das Verfahren mit der Bekanntmachung abgeschlossen 
werden (vgl. § 22 Abs. 3 Satz 3 sowie Alternativ § 12 BauGB). 

Wir regen die Anwedung des § 12 BauGB an. Hierbei wäre in der 
Bekanntmachung ein Hinweis auf § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 und 
Abs. 4 (vgl. § 44 Abs. 5 BauGB) sowie ein Hinweis auf die 
Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB (siehe § 215 Abs. 2 BauGB) 
aufzunehmen. Ferner ist anzugeben, wo die Satzung eingesehen 
werden kann. 

Nach der Bekanntmachung wird das Landratsamt Mühldorf a. Inn den 
Anzeigevermerk anbringen. Dazu sind vier Satzungen und die Be¬ 
kanntmachung vorzulegen. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe (Zustel lung) Widerspruch erhoben werden. 

Fällt der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsorte staatlich anerkannten 

allgemeinen Feiertag odereinen Samstag, so tritt nach § 193 BGB an die Stelle eines solchen Tages der nächste 

Werktag. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem unterfertigten Landratsamt in 84453 

Mühldorf a. Inn einzulegen. 

Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern, Maximi 1 ianstr. 

39, 80538 München, eingelegt wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so 

kann Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht in 80335 München, Bayerstraße 30, schriftlich oder zur Nieder- 

schri ft des Urkundsbeamten der Geschäftsstel 1 e dieses Gerichts erhoben werden. 

Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn 

wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 

Die Klage muß den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern oder die Behörde - Träger der Ausgangsbehörde -) und den 

Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen 

und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 

werden. 

Der Klage und allen Schri ftsätzen sollen 4 Abschriften für die übrigen Betei 1 igten bei gefügt werden. 

I. A. in Abdruck an: 
Sachgebiet 36/1 

gez. Herr Schneider 
im Hause 
mit 1 Satzung i.d.F. vom 02.04.1996 Bruckmann 

Reg.-Rat 
mit der Bitte um Kenntnisnahme 



5t a d t b a u a rn t M i j h 1 d o r f a . I n n 
Sg . 51-610-32/16-Di-Sb—Hei 

Entwurf 
Müh 1 <:jorf a . Inn , 22.05.1996 

B E KANNTMAC H IJ N G 

Bekanntmachung über die Genehmigung und Auslegung einer 
0 r t. s a bru n d u n g s s a t z u n g 

Der Stadtrat der Stadt Mühldorf a. Inn hat am 25.04.96 für das 
Gebiet der Ortsabrundungssatzung “Hafnerstraße" den Satzungsbe- 
s c h 1 u ß g e f a ß t. Diese 0 r t s a b r u n d u n g s s a t z u n g wurde v o rn L a n d r a t s a rn t 
Mühldorf a. Inn mit Schreiben vorn 10.05.96 Az. 6.1-610/2 Sg . 35/4 
st als rechtsaufsichtlich unbedenklich bezeichnet. 

Die Ortsabrundungssatzung liegt samt Begründung ab Veröffentli¬ 
chung dieser Bekanntmachung .i.rn Stadtbauarnt, Huterergasse 2, 1. 
Stock, Zimmer N101, 84453 Mühldorf a. Inn, während der allgemei¬ 
nen Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen wer¬ 
den . 

Gemäß § 12 BauGB tritt der Bebauungsplan mit der Bekanntgabe in 
Kraft . 

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens¬ 
oder Formvorschriften des BauGB beim Zustandekommen eines 
Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn sie im Falle einer Verletzung 
des in § 214 Abs.l Satz 1 Nr. 1 BauGB bezeichneten Verfahrens¬ 
und Formvorschriften nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden sind, oder im Falle von Abwägungsmängeln 
nicht innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebau¬ 
ungsplanes gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind . 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mängel begründen 
soll, ist darzulegen <!§ 215 Abs. 2 BauGB). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des 
BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädi¬ 
gungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung 
durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädi¬ 
gungsansprüchen wird hingewiesen. 

An der Amtstafel: 
angebracht: 31.05.1996 
abgenommen: 02.07.1996 

A lj s h a n g : R a t h a u s ^ 
Mößling \s 

A11 m i j h 1 d o r f 

Amtsblatt per fe«. ow.aosaiHK. 
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